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Nachdem nun klargestellt wurde, daß PolizeischülerInnen während ihrer Ausbildungszeit Anspruch auf Familienbeihilfe haben (wir haben entsprechend informiert), kam es auch bereits in zahlreichen Fällen zu entsprechenden Nachzahlungen (zumeist 4-stellige Eurobeträge) und sollte man daher annehmen, dass somit auch für alle aktuell in Ausbildung stehenden Bediensteten dieser Anspruch anstandslos anerkannt wird.

Wie wir aber nun erfahren haben, ist dies nicht der Fall und wird die Familienbeihilfe jedenfalls von einzelnen Finanzbehörden jenen Vertragsbediensteten verwehrt, die zunächst nur für ein halbes Jahr eine Ausbildung zum grenz- und fremdenpolizeilichen Dienst absolvieren.

Diese Ansicht entspricht nicht der Intention des Familienlastenausgleichsgesetzes und widerstrebt eindeutig der entsprechenden Judikatur. Wie nämlich der VWGH erst jüngst zu GZ: Ro 2015/16/0005 am 14.12.2015 entschieden hat, ist selbst eine 6-monatige Ausbildung zum Tauchlehrer anspruchsbegründend, siehe folgendes Zitat aus dem Erkenntnis:

„Um von einer Berufsausbildung sprechen zu können, ist außerhalb des - im Revisionsfall nicht interessierenden - in § 2 Abs. 1 lit. b FLAG besonders geregelten Besuchs einer Einrichtung im Sinne des § 3 des Studienförderungsgesetzes nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes das ernstliche, zielstrebige und nach außen erkennbare Bemühen um einen Ausbildungserfolg erforderlich. Ziel einer Berufsausbildung in diesem Sinne ist es, die fachliche Qualifikation für die Ausübung des angestrebten Berufs zu erlangen (vgl. etwa das hg. Erkenntnis vom 27. September 2012, 2010/16/0013).

Auf die allenfalls nur wenige Monate währende Dauer eines dabei zu beurteilenden Lehrganges kommt es nicht an (vgl. das hg. Erkenntnis vom 23. Februar 2011, 2009/13/0127).

Fakt ist: PolizeischülerInnen, welche eine vorab verkürzte Ausbildungszeit mit der späteren Option zu einer ergänzenden Ausbildung zum Exekutivbediensteten absolvieren, betreiben diese Ausbildung sicherlich genauso zielstrebig und ernsthaft, wie angehende Tauchlehrer!

Fazit: Wir raten daher allen Betroffenen im allfälligen Rechtsstreit mit dem Finanzamt auf die oa. Judikatur zu verweisen. Sollten einzelne Finanzbehörden trotzdem nicht von dieser irrigen Meinung abgehen, werden wir natürlich alle Mitglieder der FEG, die während der Ausbildungszeit eine prämienfreie Rechtsschutzdeckung genießen, in ihrem Verfahren vor dem Bundesfinanzgericht Rechtsbeistand gewähren.
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